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 1 Bundesverantwortung für Hochschulbildung verteidigen – Hochschulrahmengesetz erhalten

 2 Das Hochschulrahmengesetz (HRG) besteht auch nach den Föderalismusreformen als
 3 geltendes Bundesrecht fort. Bis heute ist es Ausdruck der konkurrierenden
 4 Gesetzgebungskompetenz zwischen Bund und Ländern für Hochschulzulassung und
 5 Hochschulabschlüsse und hilft bei der Auslegung anderer Normen. Wer das
 6 Hochschulrahmengesetz ersatzlos aufhebt, greift in bestehende bundesrechtliche
 7 Strukturen ein – es geht nicht nur um das Streichen eines toten Gesetzes. Der Bund
 8 steigt damit aus dem Rest seiner Möglichkeit zu hochschulpolitischen Regelungen aus.

 9 Die Bundesregierung hat in ihrer Kabinettssitzung am 05. November 2025 einen Bericht
 10 über Maßnahmen der Bundesregierung für Bürokratieabbau beschlossen. So wird derzeit
 11 eine Reihe von Initiativen vorbereitet, die bis zum Ende des 2. Quartals 2026
 12 abgeschlossen sein sollen. Auf Seite 18 wird als Maßnahme des BMFTR
 13 (Bundesministerium für Forschung, Technologie und Raumfahrt) die Aufhebung des
 14 Hochschulrahmengesetzes benannt. Begründet wird dies mit einer fehlenden
 15 Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes und dem fehlenden unmittelbaren
 16 materiellrechtlichen Anwendungsbereich. Die Aufhebung solle dabei einen Beitrag zur
 17 Rechtsbereinigung leisten – es fehle die Relevanz bei den verbliebenen Regelungen.

 18 Der letzte bundeseinheitliche Rahmen in der Hochschulpolitik darf nicht einfach so
 19 entsorgt werden. Wer Hochschulbildung stärken möchten, baut sie nicht ab. Es ist eine
 20 hochschulpolitische Entscheidung, das Gesetz weiterzuentwickeln und nicht nur eine
 21 Formalie des Bürokratieabbaus. Wir Juso-Hochschulgruppen kämpfen weiterhin für eine
 22 Hochschule, die allen offensteht. Mit einer Abschaffung des HRG wird die Idee eines
 23 bundesweiten Hochschulrahmens beerdigt und das klare Signal gesendet, wonach
 24 Hochschulpolitik endgültig Sache der Länder sei.

 25 Die Juso-Hochschulgruppen lehnen die geplante Aufhebung des HRG entschieden ab und
 26 werden sich gemeinsam mit den SPD-Mitgliedern in der Bundesregierung und der SPD-
 27 Bundestagsfraktion dafür einsetzen, der Aufhebung des Hochschulrahmengesetzes die
 28 Zustimmung zu entziehen. Das BMFTR muss diese Initiative beenden. Maßnahmen unter dem
 29 Deckmantel des Bürokratieabbaus zur Entlastung von Hochschulen und Verwaltung dürfen
 30 nicht mit einem weiteren Rückzug des Bundes aus seiner Verantwortung für ein
 31 durchlässiges, demokratisches und soziales Hochschulsystem einhergehen. Wir erwarten,
 32 dass sich die SPD hierzu für bundesweit geltende Mindeststandards einsetzt.
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